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V

Vorwort zur 19. Auflage

Die vorliegende 19., neu bearbeitete Auflage wurde auf den Rechtsstand 01.05. 2021 aktu-
alisiert. Dieser Grundkurs ist aufgrund langjähriger Erfahrungen sehr gut geeignet, um in die
streckenweise recht anspruchsvolle Materie der Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer hinein-
zufinden. Der Band führt an die Systematik der beiden Rechtsgebiete heran, stellt die Besonder-
heiten dar und verdeutlicht sie mit zahlreichen Beispielen.

In bewährter Weise sind zahlreiche Lernzielkontrollen zur Wissensüberprüfung einge-
fügt. Die Lösungen können nach selbständiger Erarbeitung mit den am Ende des Bandes abge-
druckten Lösungshinweisen verglichen und ggf. korrigiert werden.

Das Buch soll u. a. Studierende der Fachhochschulen für die Ausbildung des gehobenen
Dienstes der Finanzverwaltungen ansprechen, die sich im Studienabschnitt II befinden. Dane-
ben kann das Buch jedem, der sichmit denGrundzügen der beiden Steuerarten KSt undGewSt
vertraut machen will, empfohlen werden, z. B. für
• Personen, die sich in den Steuerabteilungen von Industrie- und Handelsbetrieben auf die

Bilanzbuchhalterprüfung oder auf die Steuerberaterprüfung (nur Grundwissen) vorbereiten
• Fortbildung der Mitarbeiter
• Studenten anUniversitäten und Fachhochschulen in den entsprechenden Fachrichtungen.

Neben den zahlreichen gesetzlichen Änderungen berücksichtigt die Neuauflage auch aktuelle
Verwaltungsanweisungen und BFH-Rechtsprechung.

Dem Leser wünschen wir beim Studium viel Erfolg. Für Anregungen sind wir dankbar.

Ludwigsburg, imMai 2021 Die Verfasser
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Teil A Einführung

Die KSt ist die »ESt der Körperschaften«, die in § 1 Abs. 1 bzw. § 2 KStG aufgeführt sind.
Das sind bestimmte rechtsfähige und nichtrechtsfähige
• Körperschaften,
• Personenvereinigungen und
• Vermögensmassen, insbesondere die Kapitalgesellschaften (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG), vor

allem die
• Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), Unternehmergesellschaft (haftungsbe-

schränkt) (UG) und
• Aktiengesellschaft (AG).

Gegenstand der Besteuerung ist – wie bei der ESt – das Einkommen, genauer gesagt das zu ver-
steuernde Einkommen gem. § 7 Abs. 1 und 2 KStG.

Der Begriff hat allerdings einen anderen rechtlichen Gehalt als bei einer natürlichen Per-
son (s. Teil D). So kann es im Bereich der KSt z. B. keine »Entnahmen« und »Einlagen«, »Son-
derausgaben« oder »außergewöhnlichen Belastungen« geben, weil es sich um Aufwendungen
natürlicher Personen handelt, die bei ihrer Einkommensermittlung aufgrund einkommen-
steuerlicher Vorschriften berücksichtigt werden, und die zum Ziel haben, die persönliche Leis-
tungsfähigkeit der jeweiligen ESt-Pflichtigen individuell zu berücksichtigen.



Teil B Stellung der Körperschaften im Steuersystem

1 Anwendungsgebiet des Körperschaftsteuergesetzes in
Abgrenzung zumEinkommensteuergesetz

1.1 Abgrenzung zu den Personengesellschaften

§ 1 KStG enthält eine abschließende Aufzählung des Kreises der (unbeschränkt) körper-
schaftsteuerpflichtigen Gebilde.Nicht abschließend ist jedoch die eingeklammerte Aufzählung
in § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG. Aus dieser Aufzählung ergibt sich durch Umkehrschluss: Nicht zu den
Körperschaften i. S. d. §§ 1 und 2 KStG gehören die Personengesellschaften.

Dies sind insbesondere OHG, KG, Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), sowie ähnliche
Gesellschaften und Gemeinschaften (die atypische stille Gesellschaft). Hier sind die Gesell-
schafter Mitunternehmer eines Gewerbebetriebs. Gleichgültig aber, ob es sich um gewerbliche
Mitunternehmer (i. d. R. bei OHG und KG) oder nichtgewerbliche Gemeinschaften, z. B. GbR,
die kein Gewerbe betreibt, handelt, unterliegen diese Personengesellschaften nicht selbstständig
der KSt (und auch nicht der ESt). Unterhält die Personengesellschaft einen Gewerbebetrieb,
unterliegt sie jedoch selbst der GewSt (§ 5 Abs. 1 Satz 3 GewStG).

Vielmehr werden die Einkünfte anteilig den Gesellschaftern zugerechnet und bei diesen
der ESt unterworfen (bzw. der KSt, wenn Gesellschafter eine körperschaftsteuerpflichtige Kör-
perschaft ist). Handelt es sich um gewerbliche Mitunternehmer, erzielen die Gesellschafter auf-
grund der Klassifikationsnorm des § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG gewerbliche Einkünfte.

Verfahrensmäßige Besonderheit ist hierbei die einheitliche und gesonderte Feststellung
der Einkünfte der Personengesellschaft gem. §§ 179 ff. AO.

Inhalt dieser förmlichen und mit Rechtsbehelfen anfechtbaren Feststellungen ist die Fest-
stellung der Einkünfte und der auf die Gesellschafter entfallenden Anteile an den Einkünften.

Natürliche Personen

• unterliegen der ESt
(§ 1 EStG)

Körperschaften
(i. S. d. §§ 1, 2 KStG)

• unterliegen der KSt
(§§ 1, 2 KStG)

Personengesellschaften

• unterliegen weder der KSt
noch der ESt, aber ggf. der
GewSt

• einheitliche und geson-
derte Feststellung der Ein-
künfte und unmittelbare
Zurechnung der Anteile
auf der Gesellschafter.

• Anteile an den Einkünften
unterliegen nur der ESt
bzw. KSt der Gesellschafter

BEISPIEL

EineMaschinenfabrik erzielt in 01 einen Gewinn von 100000 €. Sie wird betrieben:
a) vomKaufmann A (Rechtsform Einzelunternehmen),

b) von den Kaufleuten A und B (RechtsformOHG, Beteiligung jeweils 50%),
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c) in der Rechtsform der GmbH (Gesellschafter A und B jeweils zu 50%).
Welcher Personensteuer unterliegt jeweils der erwirtschaftete Gewinn?
LÖSUNG

a) A unterliegt mit demGewinn der ESt.

b)Der Gewinn der OHGwird einheitlich und gesondert auf 100000 € festgestellt, ebenso die Anteile
von A und B von je 50000 €. A und B unterliegen mit ihren Gewinnanteilen von je 50000 € (Ein-
künfte aus § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG) der ESt. Die OHG selbst unterliegt weder der ESt noch der KSt,
jedoch der GewSt.

c) Der Gewinn ist der GmbH als eigenes Einkommen zuzurechnen und unterliegt bei ihr selbststän-
dig der KSt. (Falls der Gewinn nicht ausgeschüttet wird, erzielen die Gesellschafter insoweit keinerlei
Einkünfte.)

1.2 Maßgeblichkeit der Rechtsform

Für die Einordnung eines Rechtsgebildes in die Körperschaften des KStG ist seine Rechts-
form entscheidend. Insoweit ist ein steuerrechtlicher »Durchgriff« durch die Rechtsform aus-
geschlossen. Die Anwendung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise ist ausgeschlossen.

Diese Orientierung des Steuerrechts am Zivil-, insbesondere Gesellschaftsrecht, dient der
Rechtseinheit und -sicherheit.

BEISPIELE

a) Einmann-GmbH
A hält zu 100% die Anteile an der A-GmbH.
LÖSUNG Auch wenn nur eine natürliche Person sämtliche Anteile an einer GmbH hält, bleibt die
GmbH als juristische Person selbstständig körperschaftsteuerpflichtig gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG.
Der Alleingesellschafter ist nicht per se Gewerbetreibender, sondern erzielt als Geschäftsführer Ein-
künfte aus § 19 EStG, als Bezieher von Ausschüttungen der GmbH Einkünfte aus § 20 Abs. 1 Nr. 1
EStG.

b) GmbH&Co. KG
An der X-KG sind beteiligt
• die X-GmbH als Komplementärin,
• die natürlichen Personen A und B als Kommanditisten.
LÖSUNG Die KG bleibt trotz der hier vorliegenden Mischform eine Personengesellschaft; vgl.
Beschluss des Großen Senats des BFH vom 25. 06. 1984 BStBl II 1984, 751, in dem die Frage der KSt-
Pflicht nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 KStG verneint wird.
Der Gewinn der KG wird daher einheitlich und gesondert festgestellt. Die KG unterliegt selbst nur
der GewSt. Die Kommanditisten sind mit ihren Gewinnanteilen einkommensteuerpflichtig. Nur die
GmbH selbst ist mit ihrem Gewinnanteil nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG an der KG körperschaft-
steuerpflichtig.

Zu ausländischen Körperschaften inDrittstaaten vgl. BFH vom 13. 11. 1991 BStBl II 1992,
263; vom 23. 06. 1992 BStBl II 1992, 972 und vom 01. 07. 1992 BStBl II 1993, 222 (Gesellschafts-
recht des »Sitzstaates« ist maßgeblich = »Sitztheorie«). Vgl. H 2 (Ausländische Gesellschaften,
Typenvergleich) KStH i. V.m. BMF vom 24. 12. 1999 BStBl I 1999, 1076 ff. sowie BMF vom
19. 03. 2004 BStBl I 2004, 411.

Für Körperschaften in EU-Staaten gilt die »Gründungstheorie« (EuGH vom 16. 12. 2008
IStR 2009, 59 – Rs. Cartesio), d. h. hier ist (für die Identitätswahrung) stets ausschließlich die
Behandlung imGründungsstaatmaßgeblich (so auch BMF vom 20. 05. 2005 BStBl I 2005, 727
zur GewSt).
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Für die Europäische AG (SE) und Genossenschaft (SCE) besteht (für die identitätswah-
rende Sitzverlegung) keinerlei Bindung an die jeweilige nationale Rechtsordnung, vielmehr
sind die europäischen Verordnungen maßgebend.

1.3 Abgrenzungsregel gemäß § 3Abs. 1 KStG

Die Abgrenzung der rechtsfähigen Körperschaften von den Personengesellschaften ist
unproblematisch. Die juristischen Personen i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 KStG sind ohne weiteres
körperschaftsteuerpflichtig.

Abgrenzungsfragen tauchen bei nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen auf. Je nach
Gesamtverfassung kann es sich handeln um
• einen nicht rechtsfähigen Verein, der der KSt unterliegt, oder
• um eine Personenvereinigung, die nicht der KSt unterliegt.

Abgrenzungsregel ist hier § 3 Abs. 1 KStG.Danach tritt bei nicht rechtsfähigen Personenver-
einigungen eine Besteuerung nach dem KStG nur ein, wenn die Einkünfte nicht bereits unmit-
telbar bei den Gesellschaftern der ESt (KSt) zu unterwerfen sind.

In diesen Fällen ist nach § 3 Abs. 1 KStG eine Abgrenzung von einer Personengesellschaft
(GbR) erforderlich. Der nichtrechtsfähige Verein unterscheidet sich von einer GbR dadurch,
dass er vereinsrechtlich und nicht gesellschaftsrechtlich organisiert ist. Für einen Verein spre-
chen z. B. Verfolgung eines gemeinsamen Zwecks, Auftreten unter einemGesamtnamen, Unab-
hängigkeit vom Mitgliederbestand, größere Mitgliederzahl und Bestehen eines Vorstands, der
für die Gesamtheit der Mitglieder handelt. Der nicht rechtsfähige Verein muss diese Wesens-
merkmale ausdrücklich in einer Satzung niederlegen (vgl. Tz. 280 bis 284 des BMF-Schreibens
vom 18. 01. 2016, BStBl I 2016, 85, zu Einzelfragen zur Abgeltungsteuer).

Nicht rechtsfähige Vereine sind z. B. auch Gewerkschaften, Berufsverbände und politische
Parteien.

BEISPIEL

Bei einem nach seiner Gesamtverfassung als nicht rechtsfähiger Verein zu beurteilenden Personen-
zusammenschluss haben die Mitglieder keinen Anspruch auf Anteil an den Einkünften des Vereins
und können daher insoweit nichts bei der ESt zu versteuern haben. Daher unterliegt der Verein
selbstständig mit seinen Einkünften der KSt.
Würde es sich um eine GbR handeln, wären die anteiligen Einkünfte unmittelbar von den Gesell-
schaftern zu versteuern.

FALL 1

Welches der folgenden Gebilde fällt unter das KStG?
a) OHG,
b) GmbH (Alleingesellschafter ist die natürliche Person A),
c) GmbH&Co. KG,
d) nicht rechtsfähiger Verein.


